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Vorwort zur 2. Auflage

Die zweite Auflage dieses Buches ist weniger als zwei Jahre seit dem Er-
scheinen der ersten Auflage notwendig geworden, weil die Erstauflage so-
wohl in der Rechtspraxis als auch in der Rechtswissenschaft und in der ju-
ristischen Ausbildung erfreulichen Anklang gefunden hat. Das Grundkon-
zept des Werkes hat sich damit bewährt. Es ist in der Neuauflage unverän-
dert geblieben: Das Buch enthält eine Darstellung der Voraussetzungen, des
Verfahrensablaufs und der Rechtsfolgen der Teilungsversteigerung. Die
Strukturen und die Systematik des Teilungsversteigerungsverfahrens sollen
verständlich und anschaulich aufgezeigt werden. Die praxisrelevanten Pro-
bleme sollen mit den Lösungen aus Rechtsprechung und Literatur ausführ-
lich erörtert werden.

Die Neuauflage ist stark geprägt durch die Einarbeitung der außerordent-
lich umfangreichen Gesetzesänderungen seit dem Erscheinen der Erstauf-
lage. So hat beispielsweise das Gesetz zur Reform des Zivilprozesses vom
27. 7. 2001 bedeutende Veränderungen des Beschwerdeverfahrens bewirkt.
Das neue Beschwerderecht ist zudem schon durch die Rechtsprechung in
wesentlichen Punkten ausgestaltet worden. Die sich daraus ergebenden Ver-
änderungen für das Teilungsversteigerungsverfahren sind in der Neuauflage
dargestellt. Das Gesetz zur Neuregelung und Vereinfachung des Mietrechts
vom 19. 6. 2001 hat die Regelungen über die Rechtsstellung des Erstehers
zu Mietern und Pächtern verändert. Die Einführung des EURO als Zah-
lungsmittel hat unter anderem Veränderungen der Kostengesetze bewirkt.
Mit dem Lebenspartnerschaftsgesetz vom 16. 2. 2001 ist ein neuer Vermö-
gensstand geschaffen worden. Diese und weitere Gesetzesänderungen, z.B.
die Schuldrechtsreform vom 26. 11. 2001, sind in das Buch eingearbeitet
worden.

Die Darstellung des Rechts der Teilungsversteigerung ist darüber hinaus
in der Neuauflage durch vertiefende und ergänzende Erörterung wichtiger
Praxisprobleme erweitert worden. Beispielsweise ist die Untersuchung der
Rangverhältnisse zwischen Rechten am Versteigerungsobjekt und den Auf-
hebungsansprüchen der Gemeinschaftsmitglieder sowie die sich daraus er-
gebenden Auswirkungen auf die Berechnung des geringsten Gebotes erwei-
tert worden. Das Schicksal eines Nießbrauchs, der nur auf dem Bruchteil des
Antragstellers lastet, wird nunmehr umfassend erörtert. Die Ausführungen
zu den Auswirkungen von Vor- und Nacherbschaft auf das Antragsrecht ei-
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nes Miterben sind in der Neuauflage erweitert worden. Die Darstellung des
Wertfestsetzungsverfahrens ist ergänzt worden; dabei wird nunmehr unter
anderem auch untersucht, ob nicht doch entgegen der allgemeinen Meinung
für den Antragsgegner eine Verpflichtung zur Duldung der Besichtigung
durch den Sachverständigen besteht. Schließlich ist neben anderen Neue-
rungen vor allem auch die Darstellung zur umstrittenen Frage der Verzin-
sung des Meistgebotes, wenn der Ersteher im Verteilungstermin nicht zahlt,
überarbeitet worden.  

Rechtsprechung und Schrifttum sind bis April 2003 eingearbeitet wor-
den. Allen, die sich mit dem Recht der Teilungsversteigerung in Praxis, The-
orie und Ausbildung befassen, insbesondere Gerichten, Rechtsanwälten,
Sachverständigen, Banken und sonstigen Beteiligten ebenso wie Dozenten
und Studenten, möge die Neuauflage damit als ein aktuelles, systematisches
und verständlich strukturiertes Hilfsmittel dienen.

Essen, im Mai 2003 Der Verfasser
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Die Teilungsversteigerung ist ein Verfahren, das zunehmend an Bedeutung
gewinnt. Ein Grund für die steigende Zahl von Teilungsversteigerungsver-
fahren ist die weiterhin stetig zunehmende Zahl von Ehescheidungen. Ehe-
leute stehen beim Scheitern der Ehe vor dem Problem, ihr gemeinsames
Vermögen auseinandersetzen zu müssen. Nicht selten gehören ein Einfami-
lienhaus oder eine Eigentumswohnung zum gemeinsamen Ehevermögen.
Gelingt es den Eheleuten nicht, eine einvernehmliche Lösung über die Auf-
hebung der Gemeinschaft am Grundbesitz zu erzielen, kann jeder Ehegatte
die Auseinandersetzung auch gegen den Willen des anderen Ehegatten im
Teilungsversteigerungsverfahren erzwingen. Nicht selten sind auch die Mit-
glieder zerstrittener Erbengemeinschaften nicht in der Lage, sich über den
geerbten Grundbesitz auseinanderzusetzen. In diesen Fällen ist die Tei-
lungsversteigerung das Instrument der Miterben, um den Auseinanderset-
zungsanspruch gegen die übrigen Miterben zwangsweise durchzusetzen.
Über einen „Umweg“ ist das Teilungsversteigerungsverfahren auch ein Mit-
tel zur Durchsetzung der Geldforderung eines Gläubigers gegen den Mitei-
gentümer eines Grundstücks mit staatlichem Zwang. Diese Möglichkeit ist
in der Praxis oft nicht bekannt und wird deshalb häufig übersehen.

So vielfältig die Möglichkeiten sind, die das Teilungsversteigerungsver-
fahren bietet, so kompliziert ist die Rechtsmaterie. Ein Grund dafür liegt da-
rin, dass es keine einheitliche Kodifikation des Rechts der Teilungsverstei-
gerung gibt. Das ZVG widmet sich dem Verfahren in sechs Paragraphen, im
übrigen verweist es auf die Vorschriften über die Forderungsversteigerung.
Die Regelungen über die Forderungsversteigerung sind nach Sinn und
Zweck der Teilungsversteigerung nicht vollständig und teilweise nur modi-
fiziert anwendbar. In Rechtsprechung und Literatur ist darüber hinaus
höchst umstritten, ob die Vorschriften des achten Buchs der ZPO (Zwangs-
vollstreckung) im Teilungsversteigerungsverfahren anwendbar oder ent-
sprechend anwendbar sind, soweit nicht verdrängende Spezialregelungen
eingreifen. Schon die Einordnung des Teilungsversteigerungsverfahrens
dem Wesen nach bereitet größte Schwierigkeiten. So besteht keine Einigkeit
darüber, ob es sich um „eine Art freihändiger Verkauf“, ein Zwangsvollstre-
ckungsverfahren oder ein Verfahren eigener Art handelt. Das Recht der Tei-
lungsversteigerung mit seinen vielen Spezialproblemen gilt deshalb als
kaum zu durchdringendes Rechtsgebiet.
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Ziel dieses Buches ist es, Systematik, Struktur, Zweck und Funktionen
des Teilungsversteigerungsverfahrens zu veranschaulichen. Darauf aufbau-
end werden die Voraussetzungen, der Verfahrensablauf und die Rechtsfol-
gen der Teilungsversteigerung dargestellt. Die praxisrelevanten Probleme
nebst Lösungen aus Rechtsprechung und Literatur werden eingehend erör-
tert. Zu zahlreichen Fragestellungen werden Lösungsvorschläge methodisch
hergeleitet. Die Abhandlung soll hierdurch insbesondere allen Rechtsan-
wendern, die mit dem Verfahren konfrontiert sind, als praktische Hilfe die-
nen. Darüber hinaus soll das Buch einen Beitrag zur wissenschaftlichen
Auseinandersetzung mit dem Recht der Teilungsversteigerung darstellen.

Essen, im Mai 2001 Der Verfasser
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